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Zwischen

TechSAT GmbH,

Sonnenallee 1, 85551 Kirchheim bei München,

(im Folgende n: Arbeitgeberl

und

Lorenz Zhao

geb. am 18,06.1982

wohnhaft in Finkenweg 4,82269 Geltendorf

(im Folgende n: Arbeitnehmerl

wird nachfolgender Arbeitsvertrag geschlossen:

sl"
Arbeitserlaubnis, Beginn des Arbeitsverhältnisses, Datenschutz

1. Dieser Arbeitsvertrag steht unter der aufschiebenden Bedingung der Erteílung einer
Arbeitserlaubnis für die Tätigkeit des Arbeitnehmers in der Bundesrepublik Deutschland

2, Das Arbeitsverhältnis beginnt am 01.03.2022.Vor seinem Beginn ist die ordentliche
Kündigung ausgeschlossen.

3. Das Arbeitsverhältnis ist auf unbestimmte Zeit geschlossen.

4. Die ersten sechs Monate gelten als Probezeit. Während dieser Zeit können die
Vertragsparteien das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei
Wochen kündigen.

5. Das Bundesdatenschutzgesetz und die DSGVO sowie die bestehende
Datenschutzbestimmungen des Arbeitgebers bestimmen die Grundsätze im Hinblick auf den
Umgang mit Arbeitnehmerdaten einschließlich der erfassbaren personenbezogenen Daten,
wie und wo personenbezogene Daten verarbeitet und an wen personenbezogene Daten
überm¡ttelt werden dürfen sowie welche Möglichkeiten der Arbeitnehmer zur Einsicht und
Änderung seiner eigenen erfassten personenbezogenen Daten hat.
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Hinsichtlich der datenschutzrechtlichen Rechte und Pflichten des Arbeitnehmers wird auf die
als Anlage zu diesem Arbeitsvertrag beigefügten Hinweisblätter:

o Hinweise an den Arbeitnehmer zur Erhebung, speicherung und Nutzung
personenbezogener Daten

o Verpflichtung zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen nach der
Datenschutz - Grundverordnung (DSGVO)

. Merkblatt Datenschutz (DSGVO, BDSG)

o Verpflichtungserklärung zur Wahrung des Sozialgeheimnisses nach 5 35 SGB I

verwiesen.

s2
Tätigke¡t/Arbeitsort

1- Der Arbeitnehmer wird eingestellt als Softwareentwickler.

2. Die Tätigkeit umfasst im Wesentlichen nachfolgende Aufgaben:

. C++ Software Entwicklung fÍ.ir ADS2 und ADS2 Anwendungen

r ADS2 FEP3 Adapter

o FEP3 Experte in Zusammenarbeit mit Cariad

¡ C++ Experte bei TechSAT, Durchfrihrung interner Trainings

3. Aufgrund betrieblicher Erfordernisse bleibt es dem Arbeitgeber vorbehalten, dem
Arbeitnehmer eine andere gleichwertige, zumutbare Aufgabe nach näherer Weisung zu
übertragen, die seinen Vorkenntnissen und sonstigen Fähigkeiten entspricht. Die
Verpflichtung zur Zahlung der geschuldeten Vergütung bleibt hiervon unberührt.

4. Arbeitsort ist Sonnenallee 1, 85551 Kirchheim b. München (ein Arbeitstag pro Woche) und
Finkenweg 4,82269 Geltendorf (vier Arbeitstage pro Woche). Diese Regel gilt nur bis
28.02.2023. Eine neue Regel muss vereinbart werden. Falls beide Parteien keine Einigung
finden, kann der Arbeitsvertrag beendet werden.

5. Der Arbeitgeber stellt dem Arbeitnehmer ausschließlich für den Arbeitstag in Kirchheim b.
München einen Arbeitsplatz zur Verfügung. Der Arbeitgeber ist berechtigt, den
Arbeitnehmer auch an einen anderen Arbeitsort innerhalb Deutschlands zu versetzen. Dabei
wird der Arbeitgeber die persönlichen lnteressen des Arbeitnehmers angemessen
berÜcksichtigen. Dazu gehört, dass die örtliche Versetzung nur mit einer Ankündigungsfrist
erfolgen darf, welcher der vom Arbeitgeber einzuhaltenden Frist für eine ordentliche
Kündigung entspricht. Die Tätigkeit des Arbeitnehmers bringt die Notwendigkeit von



Auslandstätigkeiten und Dienstreisen ins Ausland mit sich. Der Arbeitnehmer ist auch zu
erforderlichen Auslandsreisen und Arbeitsaufenthalten im Ausland bereit und verpflichtet.

s:
Arbeitszeit

1. Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ohne Pausenzeiten 25 Stunden wöchentlich.

2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der einzuhaltenden pausen richten
sich grundsätzlich nach den weisungen des Arbeitgebers, die auf Verlangen des
Arbeitnehmers auch schriftlich zu erteilen sind, sowie nach der Betriebsvereinbarung des
Arbeitgebers zur Regelung von Arbeitszeit und Überstunden in der jeweils gültigen Fassung.
Soweit im Rahmen der Betriebsvereinbarung des Arbeitgebers zur Regelung von Arbeitszeit
und Überstunden ein Gleitzeitkonto für den Arbeitnehmer geführt wird, sind dort
Unterschreitungen der geschuldeten Wochenarbeitszeit als Minusstunden und
Überschreitungen als Plusstunden bzw. überstunden zu erfassen und zu verrechnen.

3. Der Arbeítnehmer erklärt sich auch zur Arbeit an Samstagen sowie an Sonn- und Feiertagen
bereit, soweit dies in Einzelfällen aus betrieblichen Gründen erforderlich und gem. SS 9, 10
und L4 ArbZG sowie der Betriebsvereinbarung des Arbeitgebers zur Regelung von Arbeitszeit
und Überstunden in der jeweils gültigen Fassung zulässig ist.

4. Der Arbeitnehmer ist auf Anordnung des Arbeitgebers verpflichtet, überstunden bis zu den
gesetzl¡ch zulässigen Höchstarbeitszeiten und auch an Samstagen sowie Sonn- und
Feiertagen Überstunden zu leisten sowe¡t dies nach der Betriebsvereinbarung des
Arbeitgebers zur Regelung von Arbeitszeit und Überstunden in lhrer jeweiligen Fassung
zulässig ist.

5. Ein Anspruch auf Überstundenvergütung besteht nur, wenn die überstunden vom
Arbeitgeber angeordnet, genehmigt oder im voraus vereinbart worden ist.

S¿
Kurzarbeit

Der Arbeitgeber darf Kurzarbeit nach Maßgabe der Betriebsvereinbarung des Arbeitgebers
zur Regelung künftiger Kurzarbeiten in ihrer jeweils gültigen Fassung anordnen und
einführen. Der Arbeitnehmer ist damit einverstanden, dass seine Arbeitszeit hierzu
vorübergehend entsprechend verkürzt und für die Dauer der Arbeitszeitverkürzung das
Gehalt entsprechend reduziert wird.
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Vergütung

7. Der Arbeitnehmer erhält in der Probezeit für seine vertragliche Tätigkeit ein
Bruttojahresentgelt von EUR 53.125, das in zwölf gleichen Beträgen ausgezahlt wird.

2. Der Lohn wird jeweils zum Letzten eines Monats fällig und ist bargeldlos auf ein dem
Arbeitgeber von dem Arbeitnehmer zu benennendes Konto zu überweisen. Die
Entgeltzahlung richtet sich nach der Betriebsvereinbarung des Arbeitgebers zur Regelung der
Entgeltzahlung in ihrer jeweiligen Fassung.

3, Überstunden über die in $ 3 Abs. L dieses Vertrages geregelte Wochenarbeitszeit hinaus sind
in Freizeit 1:1. auszugleichen, Der Arbeitgeber kann nach seiner Wahl überstunden auch
vergüten. Näheres regelt die Betriebsvereinbarung des Arbeitgebers zur Regelung von
Arbeitszeit und Überstunden in ihrer jeweiligen Fassung. Ein überstundenzuschlag sowie ein
Zuschlag für Sonn- und Fe¡ertagsarbeit werden nicht gewährt.

4. Die Erstattung von Reisekosten und die Abwicklung von Dienstreisen bestimmen sich nach
der Betriebsvereinbarung des Arbeitgebers zur Regelung von Dienstreisen in der jeweils
gültigen Fassung.

5' Reisezeiten, die während der vertraglichen Arbeitszeit anfallen, werden nicht gesondert
vergütet.

56
Gehaltsverpfändu ng oder Abtretung

t. Der Arbeitnehmer darf ihre Vergütungsansprüche und sonstigen Ansprüche gegen den
Arbeitgeber weder verpfänden noch abtreten.

2, Die Kosten, die dem Arbeitgeber durch die Bearbeitung von gleichwohl erfolgten
Verpfändungen und Abtretungen sowie durch pfändungen von Ansprüchen des
Arbeitnehmers entstehen, trägt der Arbeítnehmer. SÌe werden pauschaliert mit 5,00 EUR pro
Pfändung, Abtretung und Verpfändung sowie gegebenenfalls zusätzlich 2,50 EUR für jedes
schreiben sowie 1,00 EUR pro überweisung. Der Arbeitgeber behält sich die
Geltendmachung eines darüber hinausgehenden Schadens ausdrücklich vor. Dem
Arbeitnehmer bleibt der Nachweis gestattet, dass ein Schaden oder Aufwand nicht oder in
wesentl¡ch geringerem Umfang als den angesetzten Pauschalbeträgen entstanden ist.
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Arbeitsverhinderu ng

t. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet dem Arbeítgeber jede Dienstverhinderung und ihre
voraussichtlíche Dauer unverzüglich anzuzeígen. Auf Verlangen sind die Gründe der
Dienstverhinderung mitzuteilen. Bei anstehenden Terminsachen hat der Arbeitnehmer auf
vordringlich zu erledigende Arbeiten hinzuweisen.

2. lm Falle der Erkrankung ist der Arbeitnehmer verpflichtet, nach Ablauf des dritten
Kalendertages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die
Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer vorzulegen, Der Arbeitgeber ist
berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung früher zu verlangen.
Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, so ist der
Arbeitnehmer verpflichtet, am Tag nach dem in der Bescheinigung angegebenen Ende der
Arbeitsunfähigkeit eine neue ärztliche Bescheinigung einzureichen. Dasselbe gilt bei
wiederholter Überschreitung der in der jeweiligen Folgebescheinigung angegebenen Dauer
der Arbeitsunfä h igkeit.

3. Schadenersatzansprüche gegen Dritte wegen einer Verletzung/Schädigung, die eine
Arbeitsunfähigkeit verursacht, trítt der Arbeitnehmer bereits jetzt an den Arbeitgeber ab,
soweit der Arbeitgeber Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall leistet oder verpflichtet ist zu
leisten. lm Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

4. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber unverzüglich die Bewilligung einer Kur
oder eines Heilverfahrens anzuzeigen und den Zeitpunkt des Kurantritts mitzuteilen und
darüber eine Bescheinigung vorzulegen, auch über die voraussichtliche Dauer einer Kur und
ggf. ihre Verlängerung.

98
Urlaub

Der Urlaubsanspruch und die Urlaubsgewährung richten sich nach der Betriebsvereinbarung
des Arbeitgebers zur Urlaubsregelung in ihrer jeweiligen Fassung.

Der Arbeitnehmer erhält hiernach derzeit kalenderjährlich einen Erholungsurlaub von 30
Arbeitstagen

t

2.
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Nebentätigkeiten/Verha ltenspf I ichten

1. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, jede bei Vertragsabschluss bereits ausgeübte oder später
beabsíchtigte entgeltl¡che Nebentätigke¡t dem Arbeitgeber unaufgefordert und rechtzeitig
vor deren Aufnahme mitzuteilen.

2. Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem Arbeitnehmer die Nebentätigkeit zu untersagen, wenn
und soweit dadurch

a' eíne Konkurrenzsituation gegenüber dem Arbeitgeber entsteht
b. gegen Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes, insbesondere gegen die SS 3 und 5

ArbZG verstoßen wird
c. die ordnungsgemäße Erfüllung der Pflichten des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin

aus dem Arbeitsverhältnis gefährdet wird oder
d. sonst¡ge berechtigte lnteressen des Arbeitgebers erheblich beeinträchtigt werden

können.
3. Die vertragsmäßigen Arbeitsaufgaben sind nach besten Kräften, sorgfältig und unter

Beachtung aller lnteressen des Arbeitgebers auszuführen. Auch das außerdienstliche
Verhalten ist so einzurichten, dass das Ansehen und die lnteressen des ArbeÍtgebers nicht
geschädigt werden.

$10
Verschwiegenhe¡t

1'. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle ihm im Rahmen des Arbeitsverhältnisses zur
Kenntnis gelangenden nicht öffentlich bekannten betrieblichen Angelegenheiten,
insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, Kundendaten und -verhältnisse sowie
vertrauliche betriebsinterne Angelegenheiten und Vorgänge Stillschweígen zu bewahren.
Dem Arbeitnehmer ist es insbesondere untersagt, geschlitzte, personenbezogene Daten,
welche ihm im Rahmen des Arbeitsverhältnisses zur Kenntnis gelangen, unbefugt zu einem
anderen als dem zur jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu
verarbeiten, Dritten bekanntzugeben, zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen.

2' Diese Verpflichtung gilt auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses fort. Sollte die
nachvertragliche Geheimhaltungspflicht den Arbeitnehmer unangemessen in seinem
beruflichen Fortkommen behindern, hat er gegen den Arbeitgeber einen Anspruch auf
Freistellung von dieser pflicht.

3. Die betrieblichen Sicherheitsbestimmungen sind streng zu beachten, vertrauliche und
geheim zuhaltende schriftstücke, zeichnungen, Modelle usw. sind unter dem
vorgeschriebenen Verschluss zu halten.
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S11
Geistiges Eigentum

t, Dem Arbeitnehmer ist bekannt, dass nach geltendem Recht die Ergebnisse seiner Arbeit
beim Arbeitgeber diesem zustehen (soweit keine sonderregelung besteht). Als
Arbeitsergebnisse gelten Erfindungen und ldeen, die vom Arbeitnehmer allein oder
zusammen mit anderen Mitarbeitern/innen bei seiner Tätigke¡t geschaffen werden und die
mit den gegenwärtigen oder vorhersehbaren Geschäfts-, Forschungs- und
Entwicklungsvorha ben bzw. -aufgaben der Gesellschaft zusa mmen hängen.

2. Hierzu gehören auch die nicht auf einen unmittelbaren Arbeitsauftrag zurückzuführenden
Ergebnisse, die durch nicht allgemein bekannte lnformationen seitens der Gesellschaft
angeregt wurden.

3. Ergebnisse, die als schutzfähige Erfindungen oder qualifizierte technische
Verbesserungsvorschläge den Bestimmungen des Arbeitnehmererfindergesetzes unterliegen,
sind geheim zu halten und der Geschäftsführung des Arbeitgebers zu melden.

4' lm Übrigen richten sich die Rechte und Pflichten der Parte¡en nach den Bestimmungen des
Arbeitnehmererfindungsgesetzes,

5. Für alle unter das Urheberrecht fallenden technischen, wissenschaftlichen, literarischen,
grafischen oder künstlerischen Arbeitsergebnisse, die aus der Tätigkeit des Arbeitnehmers
beim Arbeitgeber entstanden sind oder maßgeblich auf Erfahrungen, Arbeiten oder
Unterlagen des Arbeitgebers beruhen, räumt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber oder
seinem Rechtsnachfolger ohne weitere Erklärungen ein weltweites, ausschließliches und
unbefristetes Nutzungsrecht ein. Dazu gehört insbesondere das Recht, die genannten
Arbeitsergebnisse ohne ausdrückliche Zustimmung des Arbeitnehmers zu vervielfältigen, auf
Bild-, Ton- und Datenträger zu übertragen, zu verbreiten, zu bearbeiten, umzugestalten oder
zu übersetzen und in abgeänderter Form oder im Original uneingeschränkt und ohne
Ausübungsverpflichtung zu veröffentlichen und zu verwerten. lnnerhalb der ersten 5 Jahre
besteht keine Ausübungsverpflichtung seitens des Arbeitgebers. Mit der Einräumung eines
Nutzungsrechtes zur öffentlichen Wiedergabe des Werkes wird gleichzeitig das Recht
eingeräumt, die Wiedergabe außerhalb der Veranstaltung, für die sie bestimmt ist, durch
Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche technische Eínrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu
machen. Der Arbeitgeber ist ferner ohne Einholung einer Zustimmung des Arbeitnehmers
befugt, dieses Recht ganz oder teilweíse auf andere zu übertragen oder andere
Nutzungsrechte einzuräumen. Der Arbeitnehmer verzichtet auf sein Recht, bei der
genannten Verwertung als Urheber genannt zu werden.

6' Die Vergütung für die Einräumung der vorbezeichneten Nutzungsrechte ist durch die
Vergütung gemäß 5 5 Abs. 1 dieses Vertrages abgegolten.
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7 ' Der Arbeitnehmer stellt sicher, dass er eine angemessene Dokumentation seiner
patentfähigen, urheberrechtsfähigen oder anderweitig schützbaren Arbeitsergebnisse
unterhält. Er wird diese auf aktuellem Stand halten und sie dem Arbeitgeber jederzeit zur
Verfügung stellen sowie sämtliche Nutzungsrechte daran übertragen. Nach entsprechender
Aufforderung durch den Arbeitgeber soll der Arbeitnehmer darüber hinaus den Arbeitgeber
dabei unterstützen, sämtliche Urheberrechte und andere Nutzungs- und Verwertungsrechte
(insbesondere im Hinblick auf gewerbliche Schutzrechte) im Hinblick auf die vom
Arbeitnehmer erzielten Arbeitsergebnisse zu erlangen. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet,
sämtliche Anmeldungen, Übertragungserklärungen und andere rechtliche Erklärungen
abzugeben und alle Dokumente zu unterzeichnen, die vom Arbeitgeber benötigt oder
gewünscht werden, um die entsprechenden Urheberrechte oder andere gewerbliche
Schutzrechte im Hinblick auf die Arbeitsergebnisse vollständig zu erlangen und den
Arbeitgeber in die Lage versetzen, diese Rechte für sich selbst, seine Rechtsnachfolger und
Bevollmächtigten bzw. Verwalter vollständig und exklusiv zu nutzen und zu verwerten,
einschließlich sämtlicher Vorteile, die aus diesen Arbeitsergebnissen folgen.

512
Arbeitsmittel

1. Arbeitsmittel wie z,B. Mobiltelefone und Notebooks, die vom Arbeitgeber zur Verfügung
gestellt werden, dienen ausschließlich dem betrieblichen Einsatz. Eine private Nutzung der
Arbeitsmittel ¡st n¡cht gestattet. Sämtliche Arbeitsmittelsind vom Arbeitnehmer jederzeit auf
Verlangen sowie im Fall einer Freistellung von den Dienstpflichten unverzüglich an den
Arbeitgeber zurückzugeben, ansonsten spätestens bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses.
Ein Zurückbehaltungsrecht hieran ist - gleich aus welchem Rechtsgrund - ausgeschlossen.

2. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, an PCs, Mobiltelefonen, Datenverarbeitungsanlagen und
anderen EDV-gesteuerten Anlagen des Arbeitgebers keine private oder sonstige fremde, vom
Arbeitgeber nicht ausdrücklich genehmigte Software einzusetzen.

3, Der Arbeitnehmer hat auf entsprechendes Verlangen dem Arbeitgeber unverzüglich,
spätestens jedoch zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses, alle in seinem
Besitz befindlichen oder seinem Zugriff unterliegenden Akten und sonstige den
Geschäftsbetrieb des Arbeitgebers oder den der mit ihm verbundenen Unternehmen oder
die Kunden des Arbeitgebers betreffende Geschäftsunterlagen, Daten und Programme,
insbesondere alle Notizen, Memoranden, Zeichnungen, Entwürfe, Preislisten, Protokolle,
Akten und andere vergleichbare Dokumentationen (einschließlich Kopien oder anderer
Reproduktionen davon) zurückzugeben.

4' Der Arbeitnehmer erkennt hiermit ausdrücklich an, dass die o.g. Dokumentation im
alleinigen Eigentum des Arbeitgebers oder der mit ihr verbundenen Unternehmen steht. Der
Arbeitnehmer hat diesbezüglich kein Zurückbehaltungsrecht.
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Telefon- und lnternetnutzung

t. Die Telefonanlage im Betrieb, sowie bereitgestellte E-Mail-, lnternet- und lntranetdienste
werden dem Arbeitnehmer ausschließlich zur dienstlichen Nutzung zur Verfügung gestellt.
Jegliche Privatnutzung ist ausgeschlossen.

2. Der Arbeitnehmer hat die ihm zugeteilten Zugangsdaten, insbesondere seine Passwörter,
geheim zu halten und darf diese nicht an Dritte weitergeben. Die Weitergabe der passwörter
an vertrauenswürdige Mitarbeiter des Arbeitgebers ist nur in Ausnahmefällen zulässig,
sofern dies für den Arbeitsablauf unerlässlich ist. Jede lnternet- und E-Mail-Nutzung, die auf
die Benutzung seiner Zugangsdaten zurückzuführen ist, wird dem Arbeitnehmer
Arbeitnehmerin zugerechnet,

3. Jeglicher Einsatz von Software einschließlich des Herunterladens aus dem lnternet oder
sonstiger Speicherung ist nur mit vorheriger Zustimmung der Geschäftsleitung oder einer von
ihr bestimmten zuständigen Person zulässig. Dies gilt insbesondere für die
Sicherheitssoftware, mit der der E-Mail- oder lnternet-Verkehr überwacht, verschlüsselt oder
reguliert werden kann. Ohne Gestattung installierte oder gespeicherte Software íst
unverzüglich der Geschäftsleitung oder dem Systemadmin¡strator zu melden und in
Abstimmung mit diesem vom Rechner zu entfernen.

4. lm Fall einer voraussehbaren Abwesenheit (2.8. Urlaub, Dienstreise) haben die Arbeitnehmer
E-Mail-Absender mittels der Funktion,,Auto-Reply" über ihre Abwesenheit zu informieren
und gleichzeitig die eingehende E-Mail mittels der Funktion ,,Auto-Forward" an ihren
Stellvertreter weiterzuleiten. Bei nicht vorhersehbaren Abwesenheitsze¡ten (2.8. Krankheit)
wird die Aktivíerung beider Funktionen von dem befugten Vorgesetzten über die Abteifung lT
veranlasst. lm Falle ununterbrochener Abwesenheitszeiten von mehr als 6 Wochen sowie im
Falle des Ausscheidens des Arbeitnehmers, kann der E-Mail Account durch den Arbeitgeber
komplett übernommen werden.

Sr+
Beendigung des Arbeitsverhältnisses

1. Das Arbeitsverhältnis ist unbefristet und auf unbestimmte Zeit eingegangen und kann nach
Ablauf der Probezeit von beiden Seiten mit einer Frist von 4 Wochen zum Monatsende
gekündigt werden. Verlängert sich die Kündigungsfrist für den Arbeitgeber per Gesetz, so gilt
die verlängerte Kündigungsfrist jeweils auch für den Arbeitnehmer. Das Recht zur
außerordentlichen Kündigung bleibt hiervon unberührt.

2. Eine Kündigung vor Arbeitsantritt ist ausgeschlossen. Jede Kündigung bedarf zu ihrer
Wirksam keit der Schriftform.
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3. Das Arbeitsverhältnis endet unabhängig vom Ausspruch einer Kündigung mit Ende des
Monats, in welchem der Arbeitnehmer die Regelaltersgrenze in der gesetzlichen
Rentenversicherung (derzeit 67 Jahre) erreicht, sofern er zu diesem Zeitpunkt eine Rente
wegen des Alters oder eine vergleichbare andere Altersversorgung beanspruchen kann.

4. Wird durch den Bescheid eines Rentenversicherungsträgers festgestellt, dass der
Arbeitnehmer auf Dauer teilweíse oder voll erwerbsgemindert ist, so endet das
Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid zugestellt wird. Der
Arbeitnehmer hat den Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu
unterrichten. Beginnt die Rente wegen Erwerbsminderung erst nach der Zustellung des
Rentenbescheides, so endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn
vorangehenden Tages. Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine nach
5 92 SGB lX erforderliche Zustimmung des lntegrationsamtes noch nicht vor, endet das
Arbeitsverhältnis m¡t Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheides des
lntegrationsamtes, Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des
Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird (zeitweise Erwerbsminderung).
ln diesem Fall ruht das Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit
gewährt wird, längstens jedoch bis zum Ablauf des Tages, an dem das Arbeitsverhältnis
endet. Beginnt díe Rente rückwirkend, ruht das Arbeitsverhältnis ab dem ersten Tag des
Monats, der auf den Monat der Zustellung des Rentenbescheids folgt, auch in diesem Fall
jedoch längstens bis zum Ablauf des Tages, an dem das Arbeitsverhältnis endet.

5. Das Recht zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt.

Für den Fall, dass der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der Kündigung des
Arbeítsvertrages durch die Gesellschaft noch die Rückzahlung von Vorauszahlungen im
Hinblick auf Vergütung, von Darlehen oder anderen Verpflichtungen schuldet, sind sämtliche
noch offenen RestbeÛäge sofort fällig und - mit Ausnahme der gesetzlich geschützten
Gehaltsanteile - mit noch ausstehenden Gehaltsforderungen aufzurechnen. Dies gilt nicht im
Fall einer Kündigung aufgrund dringender betrieblicher Erfordernisse durch den Arbeitgeber
oder bei einer wirksamen außerordentlichen Kündigung durch den Arbeitnehmer aus einem
vom Arbeitgeber zu vertretenden wichtigen Grund.

6
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Freistellung

Mit Ausspruch der Kündigung durch eine der Vertragsparteien steht es dem Arbeitgeber frei,
den Arbeitnehmer unter Fortzahlung der Bezüge von der Pflicht zur Arbeitsleistung ganz oder
teilweise bis zum Ablauf der Kündigungsfrist freizustellen, soweit hierfür ein sachlicher Grund
vorliegt. 5 615 BGB gilt in der Freistellungszeit entsprechend. Das arbe¡tsvertragliche
Wettbewerbsverbot gilt gleichwohl auch in der Freistellungszeit. Die Freistellungszeit kann
auf offene Resturlaubsansprüche und etwaige Überstundenguthaben des Arbeitnehmers
angerechnet werden, soweit dem keine, die lnteressen des Arbeitgebers überwiegenden,
schutzwürdigen lnteressen des Arbeitnehmers entgegenstehen, der Arbeitgeber den
Arbeitnehmer unwiderruflich freistellt und dem Arbeitnehmer die Unwiderruflichkeit der
Freistellung vor Beginn der unwiderruflichen Freistellungszeit mitteilt.

$16
Ausschl ussfrist und Geha ltsüberzahl ungen

7. Alle Ansprüche, díe sich aus dem Arbeitsverhältnis oder im Zusammenhang damit ergeben,
sind von den Vertragschließenden binnen einer Fríst von drei Monaten seit ihrer Fälligkeit in
Textform geltend zu machen.

2, lm Falle der vollständigen oder teilweisen Ablehnung der geltend gemachten Ansprüche, sind
diese binnen einer Frist von drei Monaten ab Zugang der Ablehnung und im Falle des
Schweigens auf die Geltendmachung binnen einer Frist von vier Monaten ab Zugang der
Geltendmachung gerichtlich geltend zu machen. Andernfalls verfallen die Ansprüche.

3. Absätze L und 2 gelten nicht für Zahlungsansprüche des Arbeitnehmers, díe während eínes
Kündigungsschutzprozesses fällig werden und von dessen positiven Ausgang für den
Arbeitnehmer abhängen. Diese Ansprüche sind von den Vertragschließenden binnen einer
Frist von dreí Monaten beginnend mit rechtskräftiger Beendigung des
Kündigungsschutzverfahrens in Textform geltend zu machen.

4. Absätze 1 und 2 gelten zudem nicht für Ansprüche gem. S L0 (Verschwiegenheit) und g 11
(geistiges Eigentum), Ansprüche, die kraft Gesetzes der Regelung durch Ausschlussfristen
entzogen sind (2.8. Ansprüche aufgrund von Rechtsverordnungen nach dem AentG, MiLoG,
TVG, PflegeArbbV oder dem AÜG, Ansprüche aufgrund von Betriebsvereinbarungen) sowie
Haftungsansprüche für Schäden wegen der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit
bzw. wegen einer vorsätzlichen oder grobfahrlässigen Pflichtverletzung. Lohnansprüche
verfallen nur bís zur Höhe des gesetzlichen Mindestlohnanspruchs für jede vom
Arbeitnehmer geleistete Arbeitsstunde bzw. entsprechende Lohnersatzansprüche wegen
Krankheit, Urlaub etc.

5. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, Gehaltsüberzahlungen ohne Rücksícht auf eine noch
vorhandene Bereicherung zurückzuzahlen,
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s17
Schriftform

Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag wurden nicht getroffen. Änderungen und
Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dies gilt

auch für eine etwaige Abänderung dieses Schriftformerfordernísses. Hiervon ausgenommen
sind lediglich lndividualabreden gemäß $ 305 b BGB.

s18
Vo rbeha lt a bl ösender Betriebsve rei n ba rungen

Alle vertraglichen Vereinbarungen (einschließlich gewährter Sozialleistungen), soweit sie

nicht individuell ausgehandelt worden sind, stehen unter dem Vorbehalt ablösender
Betriebsvereinbarungen. D¡e Betriebsvereinbarungen gelten auch dann, wenn die
vertragliche Regelung für den Arbeitnehmer günstiger ist.

51e
Salvatorische Klausel, anwendbares Recht

t. Sollten eine oder mehrere Regelungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder
undurchführbar sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen hiervon
unberührt.

ln einem derartigen Fall bemühen sich die Parteien eine neue Regelung zu vereinbaren, die
dem von den Parteien mit der unwirksamen oder undurchführbaren Regelung Gewollten in
rechtlich zulässiger Weise wirtschaftlich möglichst nahekommt.

Dasselbe gilt für den Fall einer vertraglichen Lücke.

2. Diese Vereinbarung sowie alle Rechtsstreitigkeiten hieraus unterliegen deutschem Recht

unter Ausschluss des Kollisionsrechts.

Kirchheim,den Lg A¿ 7ÛLL Gehendorr,¿"n 2 Ç CZ,TCIL
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Arbeitgeber Arbeitnehmer


